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AKTUELL 

Nationalbank-Spitze für 
mehr Wettbewerb 

Die Spitze der  Schweizer Natio­
nalbank hat sich gestern für mehr 
Wettbewerb in der  Schweiz starkge-
macht. Bankratspräsident Jakob 
Schönenberger und SNB-Chef Mar­
kus Lusser sprachen sich an der 
SNB-Generalversammlung in Bern 
für die rasche Revitalisierung der 
Wirtschaft aus. Lusser äusserte unter 
anderem die Befürchtung, der  Kon­
junkturaufschwung könnte von der 
Währungskrise gedämpft werden. 

SNB-Bankratspräsident Schönen­
berger kritisierte unter anderem die 
hohe Dichte von Kartellen, Preisab­
sprachen und Wettbewerbsbeschrän­
kungen. Dies führe zu Wohlstand­
seinbussen und gefährde die interna­
tionale Wettbewerbsfähigkeit der 
Schweiz. 

(Mehr dazu a u f  Seite 8 Wirtschaft) 

Bankratspräsident Schönenberger 
(stehend) und SNB-Chef  Lusser (un­
ten) gestern in Bern. (Bild: A P )  

Dollar zum Wochenende 
auf Erholungskurs 

Der  Dollar ist zum Wochenschluss 
auf  Erholungskurs geblieben. Nach 
den Schwächeanfällen der Vortage 
verbesserte sich der Kurs der  US-Va­
luta gestern an den internationalen 
Devisenmärkten deutlich. De r  Fran­
ken gab auf breiter Front nach. Für 
einen Dollar wurde im Zürcher Wo-
chenschlussgeschäft gegenüber dem 
Vorabend knapp ein Rappen mehr 
bezahlt, nämlich 1,1465 (Vorabend: 
1,1385) Franken; auch gegen D-Mark 
und Yen legte die amerikanische 
Währung zu. 

Auch Luzern überprüft 
Anwaltspatent von Kopp 

Auch das Luzerner Anwaltspatent 
von Hans W. Kopp wird überprüft. 
Dies sagte der  Kanzleichef des Lu­
zerner Obergerichts, Marco Meier, 
gestern der AP. Am Donnerstag war 
bekanntgeworden, dass die Zürcher 
Gerichtsbehörden Kopp die Ge­
richtszulassung entzogen haben. 

Winterrückkehr lässt 
Lawinengefahr ansteigen 

In den Alpen ist der Winter zurück­
gekehrt. Als Folge der teilweise er­
giebigen Schneefälle ist gestern die 
Lawinengefahr auf die zweithöchste 
Stufe angestiegen. Auch Verkehrswer 
ge und exponierte Gebäude .waren 
gefährdet. Grössere Lawinennieder­
gänge wurden aber zunächst keine 
gemeldet. Das Eidgenössische Insti­
tut  für Schnee- und Lawinenfor­
schung Weissfluhjoch-Davos warnte 
gestern für Teile der Alpen vor einer 
grossen Lawinengefahr. Eine Auslö­
sung der Schneemassen ist dabei be­
reits bei geringer Zusatzbelastung an 
den meisten Steilhängen zu erwarten. 

Herzliche Gratulationen für Fürstin Marie zum Geburtstag 
Geburtstagsempfang für Vertreter der Regierung, des Landtags, der Gemeinde Vaduz und der Geistlichkeit gestern vormittag a u f  Schloss Vaduz 

Fürstin Marie von Liechtenstein feier­
te in der letzten Woche ihren Geburtstag. 
Gestern fand der Geburtstagsempfang 
für die Fürstin auf Schloss Vaduz stqtt. 
Die Landesfürstin hatte dazu Vertreter 
der Regierung, des Landtags, der Ge­
meinde Vaduz und der Geistlichkeit ein­
geladen. 

Die Behördenvertreter überbrachten 
Fürstin Marie die besten Glück- und Se­
genswünsche zum Geburtstag und be­
dankten sich für das vielfältige Engage­
ment der  Landesfürstin zum Wohle der 
Bevölkerung und des Landes. In der 
nächsten Woche wird Fürstin Marie ganz 
besonders im Mittelpunkt des öffentli­
chen Geschehens stehen, denn das 
Liechtensteinische Rote Kreuz kann das 
50jährige Bestehen feiern. 

Fürstin Marie übernahm von ihrer 
Schwiegermutter, d e r  verstorbenen Für­
stin Gina, die Präsidentschaft beim 
Liechtensteinischen Roten Kreuz und 
führt seither mit grossem Einsatz den In-
und Auslanddienst des Hilfswerks wei­
ter. Dieses Jubiläum wird die Möglich­
keit geben, der  Fürstin für ihr Engage­
ment und die selbstlose Hilfe für die 
Hilfsbedürftigen und Minderbemittelten 
in unserer Gesellschaft zu danken. 

Fürstin Marie konnte gestern vormittag 
die Glückwünsche z u  ihrem Geburtstag 
a u f  Schloss Vaduz entgegennehmen. 

(Bild: Al fons  Kieber) 

Unsere Bauzonen reichen für 120 000 Einwohner 
Vernehmlassung für das neue «Gesetz über die Orts- und Landesplanung» läuft noch bis Ende Juni 1995 

(G.M.) - Obwohl mit dem Baugesetz 
1947 nicht nur Bauvorschriften, sondern 
auch Vorschriften zum Schutz der Orts­
bilder und des Landschaftsraumes erlas­
sen wurden, reichen diese Bestimmun­
gen für eine integrale Raumordnung 
nicht aus. Aufgrund einer FBP-Motion, 
die im Jahre 1991 der Regierung überge­
ben wurde, liegt nun eine Vorlage zu ei­
nem «Gesetz über die Orts- und Landes­
planung» vor, die in die Vernehmlassung 
gegeben wurde. 

«Im Zusammenhang mit den Beratun­
gen der  Gesetzesvorlagen über  die Land­
wirtschaftszone und zuletzt mit  derjeni­
gen der  Baulandumlegung offenbarte 
sich de r  gravierende Mangel durch das 
Fehlen einer übergreifenden Raum­
planungsordnung in unserem Land», 
meinte de r  FBP-Abgeordnete Dr. Dieter 
Walch bei der  Begründung der  FBP-Mo-
tion für ein Raumplanungsgesetz und 
fuhr weiter: «Zielvorstellungen über die 
Aufteilung der Landesfläche in entspre­
chende Zonen und Gebiete sind vorhan­
den, doch fehlt die integrierende Koordi­
nation bzw. die Verzahnung in den ein­

zelnen Bereichen». Z u r  Illustration sei­
ner Vorstellungen über die Schliessung 
de r  vorhandenen Lücke gebrauchte er  
ein Bild: «Wir brauchen ein wetterfestes 
Dach Uber dem Haus und nicht einzelne 
Zimmer und Nebenräume, die gestreut 
in de r  Landschaft stehen». 

Die 1947 in das Baugesetz aufgenom­
menen Bestimmungen Uber Bau und Pla­
nung vermochten ihre Zielsetzungen 
nicht ganz zu erfüllen. D e r  wirtschaftli­
che Aufschwung nach dem Zweiten Welt­
krieg führte mit der starken Bautätigkeit 
zu Veränderungen im Siedlungs- und  
Landschaftsraum. «Trotz frühzeitig vor­
handenem Baugesetz mit Planungsbe­
stimmungen, trotz Grundverkehrsgesetz, 
Subventionsgesetz mit  Lenkungsvor­
schriften gelang es nicht ausreichend», 
hält die Regierung in ihrem Bericht zur 
Vernehmlassungsvorlage fest, «die 
Macht dieser wirtschaftlichen, sozialen, 
baulichen und verkehrsmässigen Ent­
wicklung zu lenken und  deren negative 
Folgen zu vermeiden». 

Die Bauzonen in den  einzelnen G e ­
meinden wurden stark ausgeweitet, so  

dass nach Schätzungen die heutige Bau-
zonengrösse ausreichen würde, um 
12 000 Einwohner aufzunehmen. «Die 
riesigen Bauzonen führten zu einer un­
geordneten, vom Zufall bestimmten Be­
siedlung in die Fläche hinaus», stellt die 
Regierung fest. In den letzten drei Jahr­
zehnten sind dadurch rund 700 Hektar  
landwirtschaftlich genutztes Land verlo­
ren gegangen. Die Gemeinden haben 
zwischen 1960 und 1992 rund 340 Millio­
nen Franken für die Erschliessung von 
Bauland aufgewendet. Das ergibt im 
Durchschnitt einen Betrag von etwa 
10 000 Franken pro Einwohner an Er-
schliessungskosten. 

Mit dem neuen Gesetz über Orts- und 
Landesplanung soll nun ein Ausgleich 
der  verschiedenen Interessen geschaffen 
werden, wobei im Mittelpunkt die Ziel­
setzung steht»«das Land in seiner Eigen­
art, mit seiner, natürlichen und gestalte­
ten Umwelt, als vielfältiger und vertrau­
ter Lebensraum» zu erhalten. 

Mehr über die Vernehmlassungsvorlage 
a u f  Seite 5. 

Die Regierung hat den Entwurf für ein Raumplanungsgesetz in die Vernehmlassung gegeben. Das Rahmengesetz soll die 
Grundsätze festlegen. Den Gemeinden ßl l t  die Hauptaufgabe im Rahmen der Orts- und Landesplanung zu. (Archivbild) 

Kritik an Verordnungen 
zu Krankenversicherung 

Bern (AP) Die Hauptverordnungen 
zum Schweizer Krankenversicherungs­
gesetz (KVG) sind in de r  Vernehmlas­
sung teils auf harsche Kritik gestossen. 
Mehr  Wettbewerb und weniger staatlich­
dirigistische Eingriffe zur  Kostendäm­
mung gehören zu den Hauptforderun­
gen, wie aus den vorliegenden Vernehm-
lassungsantworten hervorgeht. Auch in 
formaler Hinsicht stiess der  Verord­
nungsentwurf auf Widerstand. 

Nach der  Annahme des Krankenversi­
cherungsgesetzes (KVG) im Dezember 
1994 hat das Eidgenössische Departe­
ment des Innern (EDI)  den Entwurf für 
die dazugehörende Ausführungsverord­
nung ausgearbeitet. Die Vernehmlas-
sungsfrist zum grössten Teil der  Aus­
führungsbestimmungen, der Hauptver­
ordnung, ist diese Woche abgelaufen. 
Gemäss einem Bundesratsbeschluss tritt 
das neue Krankenversicherungsgesetz 
auf  den kommenden 1. Januar in Kraft. 

Viele Kantone, aber  auch bürgerliche 
Bundesratsparteien und interessierte 
Organisationen kritisieren am K W  vor 
allem die Regelungsdichte. 

Schweizer EG-Beitritt 
als strategisches Ziel 

(AP) Die Delegierten der F D P  haben 
gestern abend einen EG-Beitritt als 
«langfristiges, strategisches Ziel» in einem 
Positionspapier fixiert. Die entsprechende 
Ergänzung des Papiers, das den Beitritt 
erst als «Option» behandelte, erfolgte auf 
Antrag der Genfer Sektion. Die Partei 
rief zum Dialog in der  Europapolitik auf 
grenzte sich gegen lähmende Extremhal­
tungen ab. Nationalrat Ernst Mühlemann 
präsentierte das Positionspapier zur Aus-
senpolitik, das sich klar für eine Öffnung 
der Schweiz vor allem gegenüber Europa 
ausspricht. Der EWR-Entscheid vom 6. 
Dezember 1992 sollte dabei aber «fair re­
spektiert» werden. Gegenwärtig ist laut 
Mühlemann eine europapolitische Patt-
Situation zu beklagen, bei der  sich zwei 
ungefähr gleich grosse Lager lähmen. Die 
Extrempositionen mUssten nun im Ge­
spräch abgebaut werden, damit auch eine 
langfristige strategische Ausrichtung de r  
Europapolitik einsetzen könne. 


